
 

 

Mandanteninformation 
April 2011 
Wichtige Informationen für Sie als Steuerpflichtigen 

 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
wir möchten Sie über die wichtigsten Änderungen in Gesetzgebung und Rechtsprechung informieren. 
 

Folgende Themen lesen Sie im Einzelnen: 
 
• Fälligkeitstermine Steuern/SozialversicheFälligkeitstermine Steuern/Sozialversicherung April und Mai 2011 
Grundstückseigentümer 
• Abgrenzung von Anschaffungs- und Erhaltungskosten bei gemischt genutzten Gebäuden 
• Betriebsausgaben oder Werbungskosten durch Aufwendungen für ein leer stehendes zur Vermietung 

vorgesehenes Gebäude 
• Vermieter kann bei Übertragung der Gartenpflege auf den Mieter keine bestimmte Gartengestaltung verlangen 
Ehegatten 
• Zusammenveranlagung von unbeschränkt einkommensteuerpflichtigen Staatsangehörigen der Europäischen 

Union 
• Verfassungsbeschwerden gegen die Heranziehung glaubensverschiedener Ehegatten zur Kirchensteuer nicht 

zur Entscheidung angenommen 
Erben/Vererben 
• Unwirksames Testament kann Grundlage für die Erbschaftsteuer sein 
• Zahlung ausländischer Schenkungsteuer als rückwirkendes Ereignis 
Arbeitgeber/Arbeitnehmer 
• Nachträglicher Einbau von Sonderausstattungen in Dienstwagen erhöht nicht den pauschalen Nutzungswert 
• Missbrauch von Bonuspunkten 
Unternehmer/Beteiligungen 
• Voraussichtlich dauernde Wertminderung ist Voraussetzung für eine Teilwertabschreibung 
• Nachforderungszinsen keine abzugsfähigen Betriebsausgaben 
Umsatzsteuer 
• Europäischer Gerichtshof muss klären, ob eine steuerfreie innergemeinschaftliche Lieferung die Angabe der 

Umsatzsteuer-Identifikationsnummer voraussetzt 
• Änderung der Umsatzsteuer erst nach Rückgewähr einer Anzahlung 
Sonstiges 
• Kürzung des Höchstbetrags für Unterhaltsleistungen an Unterhaltsempfänger im Ausland 
 
Zu näheren Erläuterungen stehen wir gerne zur Verfügung. 
 
 
Ludwig Lenk 



 

Seite 2 von 5 
 

 

Fälligkeitstermine Steuer/Sozialversicherung April 2011 und Mai 2011 
 
S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 11.4.20111 10.5.20112 
Umsatzsteuer 11.4.20113 10.5.20114 
Ende der Schonfrist  Überweisung5 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:   Scheck6 

14.4.2011 13.5.2011 

7.4.2011 6.5.2011 

Gewerbesteuer Entfällt 16.5.2011 
Grundsteuer Entfällt 16.5.2011 
Ende der Schonfrist  Überweisung5 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:   Scheck6 

Entfällt 
 

Entfällt 

19.5.2011 
 

12.5.2011 
Sozialversicherung7 27.4.2011 27.5.2011 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag 
Seit dem 1.1.2005 ist die Kapitalertragsteuer sowie 
der darauf entfallende Solidaritätszuschlag zeitgleich 
mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den An-
teilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

 
1 Für den abgelaufenen Monat; bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
2 Für den abgelaufenen Monat. 
3  Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern (ohne Dauerfristverlängerung) für 

das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
4 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden 

Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der 
Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig 
erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es 
sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats 
vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitli-
cher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 21.4./25.5.2011) an 
die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten 
etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag 
oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

 

Grundstückseigentümer 

Abgrenzung von Anschaffungs- und Erhaltungs-
kosten bei gemischt genutzten Gebäuden 
Die Abgrenzung von Anschaffungs- zu Erhaltungsauf-
wendungen bei einem Gebäude richtet sich nach dem 
Nutzungs- und Funktionszusammenhang der einzel-
nen Gebäudeteile. Dies sind eigen- oder fremdgewerb-
liche Zwecke oder die Nutzung zu eigenen oder frem-
den Wohnzwecken. Für jeden Gebäudeteil hat eine 
separate Beurteilung zu erfolgen. 
Anschaffungskosten entstehen, um ein Gebäude zu 
erwerben oder es in einen betriebsbereiten Zustand zu 
versetzen. Ein Gebäude ist betriebsbereit, wenn es 
seiner Zweckbestimmung entsprechend genutzt wer-
den kann. 
 
 

 
 
 
 

Bei Wohngebäuden gehört zur Zweckbestimmung die 
Entscheidung nach der Ausstattung (sehr einfach, 
mittel oder sehr anspruchsvoll). Modernisierungsauf-
wendungen sind als Anschaffungskosten zu behan-
deln, wenn der Ausstattungsstandard in mindestens 
drei der vier funktionswesentlichen Bereiche (Heizung, 
Sanitär, Elektro und Fenster) angehoben wird. 
Wiederherstellungskosten funktionsuntüchtiger, aber 
für die Nutzung unerlässlicher Gebäudeteile sind als 
Herstellungskosten anzusehen. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 
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Betriebsausgaben oder Werbungskosten durch 
Aufwendungen für ein leer stehendes zur Vermie-
tung vorgesehenes Gebäude 
Aufwendungen für ein leer stehendes Gebäude kön-
nen als vorab entstandene Werbungskosten oder Be-
triebsausgaben abzugsfähig sein. Zur Anerkennung 
werden aber ernsthafte und nachhaltige Vermietungs-
bemühungen in belegbarer Form vorausgesetzt. Au-
ßerdem müssen die entstandenen Aufwendungen in 
einem wirtschaftlichen Zusammenhang mit der zukünf-
tigen Einkunftsart stehen. 
Zeigt sich aufgrund vergeblicher Vermietungsbemü-
hungen, dass für das Objekt kein Markt besteht, kön-
nen bauliche Umgestaltungen erwartet werden, um 
einen vermietbaren Zustand zu erreichen. Untätigkeit 
oder längerfristiges in Kauf nehmen eines ununterbro-
chenen Leerstands sprechen gegen eine Vermie-
tungsabsicht oder für deren Aufgabe. 
Unter Berücksichtigung der vorgenannten Grundsätze 
ist bei einem Leerstand von mehr als 20 Jahren allein 
aus diesem Grund zu unterstellen, dass zu keiner Zeit 
eine Vermietungsabsicht bestanden hat. Gleiches gilt, 
wenn über einen Zeitraum von zehn Jahren Renovie-
rungsarbeiten durchgeführt werden, deren zielgerichte-
te alsbaldige Beendigung nicht erkennbar und der 
Entschluss zur Vermietung nicht absehbar ist. 
Um eine Vermietungsabsicht beurteilen zu können, ist 
nicht nur auf einen einzelnen Veranlagungszeitraum 
abzustellen. Umstände aus früheren Jahren sind 
ebenso zu berücksichtigen wie solche bis zum Ab-
schluss eines möglichen Klageverfahrens, denn die 
Gewinnerzielungsabsicht ist ein durch Dauerhaftigkeit 
und Nachhaltigkeit geprägtes Tatbestandsmerkmal. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Vermieter kann bei Übertragung der Gartenpflege 
auf den Mieter keine bestimmte Gartengestaltung 
verlangen 
In der Entscheidung des Landgerichts Köln hatte der 
Vermieter im Mietvertrag die Gartenpflege auf den 
Mieter übertragen. Für den Fall, dass der Mieter die 
Gartenpflege gänzlich unterlässt, sollte der Vermieter 
berechtigt sein, diese anderweitig in Auftrag zu geben. 
Der Vermieter begehrte vom Mieter Kostenersatz für 
die durch eine Gartenfirma vorgenommenen Arbeiten, 
da sich der bei Mietbeginn überlassene englische Ra-
sen in eine Wiese mit Klee und Unkraut gewandelt 
hatte. 
Das Gericht versagte dem Vermieter eine Kostener-
stattung. Nach den vertraglichen Vereinbarungen sei 
die Gartenpflege Sache des Mieters. Dem Vermieter 
stehe deshalb kein Direktionsrecht hinsichtlich der 
Gartengestaltung zu. Wenn der Mieter eine Wiese mit 
Wildkräutern einem englischen Rasen vorzieht, ist 
diese Veränderung nicht auf eine Vernachlässigung 
des Gartens im Sinne des Mietvertrags zurückzufüh-
ren. 

Ehegatten 

Zusammenveranlagung von unbeschränkt ein-
kommensteuerpflichtigen Staatsangehörigen der 
Europäischen Union 
In der Bundesrepublik unbeschränkt einkommensteu-
erpflichtige Staatsangehörige der EU/des EWR können 
ab 2008 ohne Einschränkung die Zusammenveranla-
gung mit ihrem im EU/EWR-Ausland lebenden Ehegat-
ten beanspruchen. Dieses Wahlrecht ist sonst an keine 
anderen Voraussetzungen gebunden. 
In der Rechtslage bis einschließlich 2007 kam eine 
Zusammenveranlagung nur dann in Frage, wenn die 
gemeinsamen Einkünfte der Ehegatten zu mehr als 
90 % der deutschen Einkommensteuer unterlegen 
haben oder die ausländischen Einkünfte der Ehegatten 
den doppelten Grundfreibetrag nicht überschritten. 
Diese Voraussetzungen sind ab 2008 weggefallen. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 
 

Verfassungsbeschwerden gegen die Heranziehung 
glaubensverschiedener Ehegatten zur Kirchen-
steuer nicht zur Entscheidung angenommen 
Ehegatten, von denen nur einer der steuerberechtigten 
Kirche angehört (sog. glaubensverschiedene Ehen), 
müssen ein besonderes Kirchgeld zahlen. Dies ist 
bisher in den Ländern Bayern, Niedersachsen, 
Nordrhein-Westfalen und Thüringen der Fall. Gegen 
die Festsetzung des Kirchgelds hatten Betroffene Ver-
fassungsbeschwerden eingereicht. 
Das Bundesverfassungsgericht hat diese Verfas-
sungsbeschwerden nicht zur Entscheidung angenom-
men. 
Hinweis: Damit werden weitere Einsprüche keine Aus-
sichten mehr auf Erfolg haben. 

Erben/Vererben 

Unwirksames Testament kann Grundlage für die 
Erbschaftsteuer sein 
Eine Erblasserin hatte in einer mündlichen Erklärung 
ihre Stieftochter zur Alleinerbin eingesetzt. Ein schriftli-
ches Testament darüber lag allerdings nicht vor. Nach 
Eintritt des Todes akzeptierte ein Teil der gesetzlichen 
Erben den nur mündlich zum Ausdruck gebrachten 
letzten Willen der Erblasserin. Der andere Teil der 
gesetzlichen Erben bestritt die Rechtmäßigkeit der 
mündlichen Vereinbarung und trat das Erbe an. 
Das Finanzamt erkannte die Verzichtserklärung der 
weichenden Erben nicht an. Es setzte Erbschaftsteuer 
fest, obwohl diese Personen die Erbschaft nicht ange-
treten und ihren Anteil auf die Stieftochter der Erblas-
serin übertragen hatten. 
Der Bundesfinanzhof widersprach dieser Rechtsauf-
fassung und hob die Steuerfestsetzung auf. Eine Ver-
fügung von Todes wegen kann auch im Fall ihrer Un-
wirksamkeit anzuerkennen sein. Voraussetzung ist 
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allerdings, dass die Ausführung dem Willen des Erb-
lassers entspricht und sowohl die Begünstigten als 
auch die Belasteten das Ergebnis anerkennen. Dabei 
ist nicht erforderlich, dass die unwirksame Verfügung 
in vollem Umfang befolgt wird. Auch eine lediglich ein-
geschränkte Anerkennung reicht aus. 

Zahlung ausländischer Schenkungsteuer als rück-
wirkendes Ereignis 
Die nach Eintritt der Bestandskraft eines deutschen 
Schenkungsteuerbescheids erfolgte Zahlung einer 
anrechenbaren ausländischen Steuer stellt ein rück-
wirkendes Ereignis dar. Dies hat zur Folge, dass ein 
bestandskräftiger Steuerbescheid nachträglich zu än-
dern ist. 
Das Erbschaftsteuergesetz sieht vor, dass in bestimm-
ten Fällen ausländische Erbschaftsteuer auf die fest-
gesetzte deutsche Erbschaftsteuer anzurechnen ist. 
Da bei Auslandsvermögen vielfach erst später festge-
stellt wird, ob und in welcher Höhe ausländische Erb-
schaftsteuer festzusetzen und zu zahlen ist, kann eine 
Anrechnung in der Regel auch erst zu diesem Zeit-
punkt erfolgen. Eine ausdrückliche Vorschrift dazu, wie 
in solchen Anrechnungsfällen zu verfahren ist, fehlt im 
Erbschaftsteuergesetz. Aus diesem Grund sind die 
Grundsätze der Abgabenordnung anzuwenden. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 
 

Arbeitgeber/Arbeitnehmer 

Nachträglicher Einbau von Sonderausstattungen in 
Dienstwagen erhöht nicht den pauschalen Nut-
zungswert 
Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass der nach-
trägliche Einbau einer Flüssiggasanlage in ein auch 
zur Privatnutzung überlassenes Dienstfahrzeug nicht 
als Sonderausstattung in die Bemessungsgrundlage 
der sog. 1 %-Regelung einzubeziehen ist. 
Die Bemessungsgrundlage sei stets bezogen auf den 
Zeitpunkt der Erstzulassung nach dem inländischen 
Listenpreis zuzüglich der Kosten für Sonderausstat-
tungen einschließlich der Umsatzsteuer. Nachträglich 
eingebaute Sonderausstattungen erhöhen die Bemes-
sungsgrundlage nicht. 
Hinweis: Es bleibt abzuwarten, ob das Bundesministe-
rium der Finanzen mit einem Nichtanwendungserlass 
reagiert oder der Gesetzgeber das Gesetz ändert. 

Missbrauch von Bonuspunkten 
Wenn Mitarbeiter Bonuspunkte missbrauchen 
(Klebemärkchen oder Punkte auf einer Kundenkarte), 
kann dies zur Kündigung führen. Nicht immer dürfen 
Arbeitgeber dabei allerdings auf eine Abmahnung ver-
zichten. Dies hat das Landesarbeitsgericht Hessen im 
Falle eines Tankstellenmitarbeiters entschieden, der 
Umsätze von Kunden in Höhe von ca. 230 € auf die 
Kundenkarte einer seiner Kollegen gebucht hatte. Die 

Kunden hatten zwar getankt, nahmen aber nicht an 
dem Bonusprogramm teil. 
Zwar sah das Gericht in dem Verhalten des Tankstel-
lenmitarbeiters ein schwerwiegendes Fehlverhalten. 
Da das Bonussystem in bestimmten Fällen Umbu-
chungen zulasse, habe es aber einer Aufklärung des 
Mitarbeiters über die Konsequenzen eines miss-
bräuchlichen Umgangs mit Kundenkarten bedurft. Da 
eine solche vorherige Belehrung im vorliegenden Ver-
fahren nicht nachgewiesen werden konnte, sei eine 
Abmahnung erforderlich. Die Aushändigung eines 30-
seitigen Benutzerhandbuchs reiche nicht aus. 
 

Unternehmer/Beteiligungen 

Voraussichtlich dauernde Wertminderung ist Vo-
raussetzung für eine Teilwertabschreibung 
Für Unternehmer, die ihren Gewinn durch Betriebs-
vermögensvergleich ermitteln, stellt sich bei der Be-
wertung eines aktiven Wirtschaftsguts die Frage, ob 
eine voraussichtlich dauernde Wertminderung als Vo-
raussetzung für eine Teilwertabschreibung vorliegt. 
Hierzu muss bei einem Wirtschaftsgut des abnutzba-
ren Anlagevermögens der Wert des Wirtschaftsguts 
zum Bilanzstichtag mindestens für die halbe Restnut-
zungsdauer unter dem planmäßigen Restbuchwert 
liegen. Es ist auf die objektive Restnutzungsdauer des 
Wirtschaftsguts abzustellen. Die individuelle 
Verbleibensdauer beim Unternehmer ist unerheblich. 
Die Veräußerung eines Wirtschaftsguts vor Ablauf 
seiner objektiven Restnutzungsdauer, die zu einem 
Verlust führt, berechtigt also nicht automatisch zu einer 
Teilwertabschreibung. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Nachforderungszinsen keine abzugsfähigen Be-
triebsausgaben 
Zu den nicht abzugsfähigen Steuern vom Einkommen 
gehören auch die darauf entfallenden Nebenleistungen 
wie Nachforderungszinsen, auch wenn sie auf Grund 
einer Rückforderung überhöhter Körperschaftsteueran-
rechnung im Zusammenhang mit Beteiligungseinkünf-
ten gezahlt worden sind. 
Bei Anteilseignern einer Personengesellschaft wurden 
nach Umwandlung der Gesellschaft in eine Aktienge-
sellschaft Körperschaftsteuern aus diesem Umwand-
lungsvorgang in erheblicher Höhe auf die Steuerschuld 
angerechnet. Nach einer Außenprüfung reduzierte sich 
das anrechenbare Körperschaftsteuerguthaben mit der 
Folge, dass auf die danach festzusetzende Einkom-
mensteuernachzahlung Nachforderungszinsen erho-
ben wurden. Die Gesellschafter waren der Ansicht, 
dass diese Nachforderungszinsen als Sonderbetriebs-
ausgaben zu erfassen seien, weil sie ursächlich im 
Zusammenhang mit den gewerblichen Einkünften 
stünden. 
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Der Bundesfinanzhof hat hier widersprochen und da-
rauf hingewiesen, dass Steuern vom Einkommen und 
die darauf entfallenden Nebenleistungen weder bei 
den einzelnen Einkunftsarten noch vom Gesamtbetrag 
der Einkünfte abgezogen werden können. Das gilt 
auch für zurück geforderte überhöhte Steuererstattun-
gen und die darauf entfallenden Nebenleistungen. 

 

Umsatzsteuer 

Europäischer Gerichtshof muss klären, ob eine 
steuerfreie innergemeinschaftliche Lieferung die 
Angabe der Umsatzsteuer-Identifikationsnummer 
voraussetzt 
Liefert ein deutscher Unternehmer Gegenstände an 
einen Unternehmer in einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union, ist diese Lieferung als sog. in-
nergemeinschaftliche Lieferung unter bestimmten Vo-
raussetzungen umsatzsteuerfrei. In der Recht-
sprechung ist bisher nicht geklärt, ob zu den Voraus-
setzungen gehört, dass der Leistungsempfänger dem 
leistenden Unternehmer eine ihm von einem anderen 
EU-Staat erteilte Umsatzsteuer-Identifikationsnummer 
mitteilt und der leistende Unternehmer diese Nummer 
aufzeichnet. Dafür könnte sprechen, dass andernfalls 
die Besteuerung als innergemeinschaftlicher Erwerb in 
dem anderen EU-Mitgliedstaat erschwert wird. 
Der Bundesfinanzhof hat die Frage, ob eine steuerfreie 
innergemeinschaftliche Lieferung die Mitteilung und 
Aufzeichnung der Umsatzsteuer-Identifikationsnummer 
voraussetzt, dem Europäischen Gerichtshof zur Vora-
bentscheidung vorgelegt. 

Änderung der Umsatzsteuer erst nach Rückgewähr 
einer Anzahlung 
Die Umsatzsteuer entsteht im Regelfall mit Ablauf des 
Voranmeldungszeitraums, in dem die Leistung ausge-
führt wurde. Vereinnahmt der Unternehmer das Entgelt 
ganz oder teilweise vor Ausführung der Leistung (sog. 
Anzahlung), entsteht die Umsatzsteuer schon mit der 
Vereinnahmung. 
Wird die Leistung später nicht erbracht oder rückab-
gewickelt, kann der Unternehmer die Umsatzsteuer auf 
die Anzahlung erst vom Finanzamt zurückverlangen, 
wenn er die Anzahlung tatsächlich zurückgezahlt hat. 
Der Anspruch des Vertragspartners auf Rückzahlung 
reicht nicht aus, um die Umsatzsteuer bereits vom 
Finanzamt zurückverlangen zu können. Dies gilt auch 
dann, wenn der Unternehmer wie im Regelfall die Um-
satzsteuer nach vereinbarten (und nicht nach verein-
nahmten) Entgelten versteuert. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Sonstiges 

Kürzung des Höchstbetrags für Unterhaltsleistun-
gen an Unterhaltsempfänger im Ausland 
Aufwendungen für den Unterhalt einer unterhaltsbe-
rechtigten Person können bis zu einem Höchstbetrag 
(ab 2011 von 8.004 € pro Jahr) als außergewöhnliche 
Belastung abgezogen werden. Dabei sind nicht nur 
das eigene Einkommen und das Vermögen des Unter-
haltsberechtigten zu berücksichtigen, sondern auch 
dessen Wohnsitz. Lebt der Unterhaltsberechtigte im 
Ausland, wird der Höchstbetrag entsprechend der 
Ländergruppeneinteilung angepasst. 
Der Bundesfinanzhof hat den Abzug von Unterhalts-
aufwendungen an eine in St. Petersburg wohnende 
Mutter nur bis zu einem Höchstbetrag von 1.721 € 
zugelassen und die Ländergruppeneinteilung, die die 
durchschnittlichen Lebensverhältnisse eines Staates 
berücksichtigt, bestätigt. 
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